PAGE  
7

Fall 26: Vertauschte Plätze

(2. HA: OLG Hamm, Urt. v. 11.1.2006, 2 Ws 319/05) 
A und seine Ehefrau feierten in ihrer Stammkneipe seine Beförderung. Als A, der über eine gültige Fahrerlaubnis verfügte, wieder nach Hause fahren wollte, nahm E ihm die Schlüssel weg und bestand darauf, dass sie den schönen Ferrari auch mal nutzen darf. Dass sie keinen Führerschein hatte – was A bekannt war –, wischte sie mit dem Argument weg, bereits viele Fahrstunden absolviert zu haben. Er setzte sich in den Wagen auf den Beifahrersitz, überließ ihr das Steuer und schlief schnell ein.

Eine halbe Stunde später wachte er durch einen lauten Knall auf – E war zu schnell in die Kurve gefahren und am Baum gelandet. Da A seine Frau vor einer Anzeige bewahren wollte und da er sich fahrtüchtig fühlte – er meinte, höchstens eine BAK von 0,2 ‰ zu haben –, machte er den Vorschlag, dass sie einfach die Plätze tauschen und behaupten sollten, A sei gefahren. E, die annahm, dass A noch erheblich alkoholisiert war, stimmte dennoch aus Furcht vor einer Bestrafung zu. So stiegen sie aus, wechselten die Plätze und verständigten den Abschleppwagen. Dem von einem Zeugen gerufenen Polizeibeamten P gaben beide übereinstimmend an, A sei gefahren. Eine sofort angeordnete Blutprobe ergab eine Blutalkoholkonzentration des A von 1,3 ‰ zum Zeitpunkt des Unfalls. Ihre Beteiligung an der Tat offenbarte E nicht. Dennoch erstattete P – nach Rücksprache mit einem Zeugen – Anzeige gegen E.

In der Hauptverhandlung bestritt E den Tatvorwurf und behauptete, P habe willkürlich Anzeige gegen sie statt gegen ihren Mann erstattet. Als das Gericht sie darauf hinwies, ein Zeuge habe gesehen, wie sie gefahren sei, legte sie Fotos vom Unfallort vor, um zu belegen, dass der Zeuge sie gar nicht am Steuer habe sehen können. Trotzdem wird E verurteilt.

Strafbarkeit von A und E? Etwa erforderliche Strafanträge sind gestellt.

Lösungsskizze:

Erster Handlungsabschnitt: Die Unfallfahrt

A. Strafbarkeit der E

I. Indem E vorsätzlich ohne Besitz einer gültigen Fahrerlaubnis ein Fahrzeug im Straßenverkehr geführt hat, hat sie sich nach § 21 I Nr. 1 StVG (Fahren ohne Fahrerlaubnis) strafbar gemacht.

II. Eine Strafbarkeit nach § 315 c StGB (Gefährdung des Straßenverkehrs) scheidet aus, da E weder alkoholisiert war noch eine der enumerativ genannten „sieben Todsünden“ begangen hat.
III. Eine Sachbeschädigung (§ 303 I StGB) sowie eine gemeinschädliche Sachbeschädigung (§ 304 I StGB) – die Ampel dient dem öffentlichen Nutzen – scheiden wegen fehlenden Vorsatzes der E aus.

IV. Durch ihre Falschaussage gegenüber dem Polizeibeamten hat sich E auch nicht nach § 153 I StGB strafbar gemacht, da die Polizei ausweislich § 163 a V StPO, der gerade nicht auf § 59 StPO verweist, keine zur eidlichen Vernehmung zuständige Stelle ist (vgl. Geppert, Jura 2002, 173 (176)).
V. Eine versuchte Strafvereitelung (§§ 258 I Var. 1, IV, 22 StGB) scheitert daran, dass E nicht den Tatentschluss auf de Vereitelung der rechtswidrigen Tat eines „anderen“ (sondern ihrer eigenen Tat nach § 21 I Nr. 1 StVG) hatte.
VI. Indem E mit A die Plätze tauscht und gegenüber dem Polizisten behauptet, A sei gefahren, kann sie sich aber nach § 164 I StGB (falsche Verdächtigung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) Die Polizei ist ausweislich § 158 I StPO eine zur Entgegennahme von Anzeigen zuständige Stelle.
b) Ihr gegenüber hat E den A, einen anderen, 

c) wegen deren Trunkenheit durch den Platztausch und die Behauptung, er sei gefahren, der rechtswidrigen Tat des § 316 I StGB bzw. § 315 c I Nr. 1 a StGB verdächtigt.

d) Fraglich ist aber, ob der Tatbestand insoweit einzuschränken ist, als E nur erreichen möchte, dass sie selbst nicht bestraft wird.

aa) Da niemand verpflichtet ist, sich selbst zu belasten (nemo tenetur se ipsum accusare), liegt im bloßen Bestreiten eines Tatvorwurfs keine Verdächtigung iSd § 164 I StGB, und zwar selbst dann nicht, wenn

bb) hierdurch zwangsläufig ein anderer in den Verdacht der Täterschaft gerät (OLG Hamm, NJW 1965, 62, OLG Frankfurt a.M., DAR 1999, 225 und Wessels/Hettinger, BT 1, 32. Aufl. 2008, Rn. 696). Dies kann nicht anders sein, wenn der Täter in derartigen Fällen – es kommt nur eine bestimmte andere Person in Betracht – ausdrücklich diesen beschuldigt, doch der Täter gewesen zu sein, weil er dann die Beweislage nicht verändert und den Tatverdacht gegen den anderen, der durch das bloße Leugnen eh schon besteht, nicht verstärkt (OLG Düsseldorf, JZ 1992, 978, Geppert, Jura 2000, 383 (387 f.), MüKo/Zopfs, § 164 Rn. 26 und Sch/Schr/Lenckner, 27. Aufl. 2006, § 164 Rn. 5).
cc) Anders ist es jedoch, wenn der Täter die Beweislage aktiv zum Nachteil eines anderen verfälscht und damit statt bloßem Selbstschutz eine neue Beweissituation herstellt und so den Verdacht auf einen Unbekannten lenkt (OLG Hamm, NJW 1965, 62, BayObLG, NJW 1986, 441 (442), LK/Ruß, 11. Aufl., § 164 Rn. 6 und Sch/Schr/Lenckner, 27. Aufl. 2006, § 164 Rn. 5).
Hier hat E durch den Platztausch aktiv den Verdacht auf einen – ursprünglich – Unbeteiligten gelenkt und damit die Grenze des tatbestandslosen Selbstschutzes überschritten. Eine Tatbestandseinschränkung kommt damit nicht in Betracht.

2. Subjektiver Tatbestand

a) Da handelte hinsichtlich der rechtswidrigen Tat (§§ 315 c I Nr. 1 a, 316 StGB) des A vorsätzlich, da sie wusste, dass er das Fahrzeug nicht gefahren hatte.

b) Hinsichtlich der Beschuldigung wusste E, dass diese falsch war, handelte also wider besseren Wissens (dolus directus zweiten Grades genügt!).
c) Hinsichtlich der Absicht, ein behördliches Verfahren gegen A herbeizuführen, handelte E zwar nicht als Hauptzweck zielgerichtet, aber es genügt, wenn die Einleitung des Verfahrens eine notwendige Folge der Beschuldigung ist (BGHSt. 18, 204 (206) und OLG Düsseldorf, NJW 2000, 3582 f.). Dies war E klar.


3. Bei der Rechtswidrigkeit könnte zugunsten des E der Rechtfertigungsgrund der Einwilligung eingreifen, sofern es sich beim von § 164 I StGB geschützten Rechtsgut um ein (für A) disponibles Rechtsgut gehandelt hat. Dies ist streitig:

a) Wer § 164 I StGB als Individualschutzdelikt begreift, das nur den Einzelnen vor unrechtmäßiger Beschuldigung und letztlich Strafverfolgung schütze (so NK-StGB/Vormbaum, 2. Aufl. 2005, § 164 Rn. 10 und Schmidhäuser, BT, 2. Aufl. 1983, 6/6), der muss eine Einwilligung durch die in Verdacht ratende Person für möglich halten. 
b) Wer § 164 I StGB demgegenüber mit dem Reichsgericht als Rechtspflegedelikt begreift, dass die staatliche Rechtspflege in ihrer Funktionsfähigkeit und vor Mehrbelastung schütze (so RGSt. 32, 77 (78), Maurach/Schroeder/Maiwald, BT II, 9. Aufl. 2005, § 99 Rn. 5 und SK-StGB/Rudolphi/Rogall, § 164 Rn. 1), der muss die Möglichkeit einer Einwilligung verneinen.
c) Gleiches gilt für die Anhänger der h.M., die in § 164 I StGB eine Doppelnatur erblicken: Es schütze sowohl die innerstaatliche Rechtspflege gegen Irreführung und unbegründete Inanspruchnahme als auch den Einzelnen, nicht Opfer eines ungerechtfertigten behördlichen Verfahrens zu werden (BGHSt. 5, 66 (68), BGHSt. 9, 240, Sch/Schr/Lenckner, 27. Aufl. 2006, § 164 Rn. 1 und Fischer, 56. Aufl. 2009, § 164 Rn. 2).
Hierfür spricht, dass § 164 StGB mit seiner Stellung innerhalb des Besonderen Teils des Strafgesetzbuchs bei den Rechtspflegedelikten aus systematischen Gründen selbst ein Rechtspflegedelikt sein muss, zumal ansonsten die Subsidiaritätsklausel im § 145 d StGB, der unstreitig nur die Strafrechtspflege schützt (Fischer, 56. Aufl. 2009, § 145 d Rn. 2), nicht verständlich wäre (Subsidiarität bedeutet, dass zwei Delikte das gleiche Rechtsgut schützen, das eine Delikt es nur umfassender vollzieht). Andererseits zeigt die Wiedergutmachungsregel in § 165 StGB gegenüber dem Verletzten, dass § 164 StGB durchaus auch Individualschutz zukommen muss. 
Hiernach scheidet mangels einwilligungsfähigem Rechtsgut (in die Verletzung [auch] der Rechtspflege kann man nicht einwilligen!) eine Einwilligung aus.


4. Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


5. Der persönliche Strafausschließungsgrund des § 258 V StGB greift nicht analog ein, da es sich beim straflosen Selbstschutz ausweislich §§ 211 (Verdeckungsabsicht beim Mord), 142 (unerlaubtes Entfernen vom Unfallort) StGB um keinen verallgemeinerungsfähigen Rechtsgedanken handelt (vgl. Sch/Schr/Lenckner, 27. Aufl. 2006, § 164 Rn. 34).

6. Ergebnis: E hat sich nach § 164 I StGB strafbar gemacht.

VII. Eine Strafbarkeit nach § 164 II StGB (falsche Verdächtigung) wegen der Verdächtigung der Begehung einer Ordnungswidrigkeit (§ 24a I StVG: 0,5 ‰-Grenze) wider besseren Wissens tritt hinter § 164 I StGB im Wege der Subsidiarität konkurrenzrechtlich zurück.
VIII. Indem E den zur Entgegennahme von Anzeigen zuständigen Polizeibeamten wider besseren Wissens darüber getäuscht hat, dass eine Straftat des A nach § 316 StGB bzw. § 315 c I Nr. 1 a StGB begangen wurde, hat sich E zugleich nach § 145 d I Nr. 1 StGB (Vortäuschen einer Straftat) strafbar gemacht, der aber aufgrund der ausdrücklichen Subsidiaritätsklausel hinter § 164 I StGB zurücktritt.

IX. Eine Verleumdung (§ 187 StGB) zu Lasten des A durch die Behauptung, er sei gefahren, scheidet aus, da die Beleidigungsdelikte (§§ 185 ff. StGB) als Kundgabedelikte verlangen, dass sich der ehrverletzende Charakter bereits aus der Aussage selbst ergibt (Ist das Fahren eines Pkw für sich ehrverletzend?) und nicht erst – wie hier – in Verbindung mit den Umständen (er ist betrunken, der Pkw steht am Baum).
X. Indem E ihre Unfallbeteiligung bewusst nicht offen gelegt hat (und irgendwann nach Hause gegangen ist), hat sie sich nach § 142 I Nr. 1 StGB (unerlaubtes Entfernen vom Unfallort) strafbar gemacht. 

XI. Konkurrenzen und Ergebnis: Das Fahren ohne Fahrerlaubnis und die nach dem Unfall durch zwei neue Handlungen begangene falsche Verdächtigung und das unerlaubte Entfernen vom Unfallort stehen in Tatmehrheit. E hat sich nach §§ 21 I Nr. 1 StVG, 164 I, 142 I Nr. 1, 53 I StGB strafbar gemacht.
B. Strafbarkeit des A

I. Indem A der E durch sein Setzen auf den Beifahrersitz vorsätzlich das Steuer seines Fahrzeugs überließ, obwohl er wusste, dass E keine gültige Fahrerlaubnis besitzt, hat A sich nach § 21 I Nr. 2 StVG (Fahren ohne Fahrerlaubnis) strafbar gemacht.
II. Eine Strafbarkeit nach §§ 258 I, IV, 22 StGB (versuchte Strafvereitelung) scheidet aus, da A die Strafvereitelung zugunsten seiner Ehefrau und damit einer Angehörigen iSd § 11 I Nr. 1 a StGB begangen hat (§ 258 VI StGB).
III. Indem A gegenüber dem Polizeibeamten behauptet hat, selbst gefahren zu sein, hat er sich nicht nach § 145 d I Nr. 1 StGB (Vortäuschen einer Straftat) strafbar gemacht, da er hinsichtlich der Begehung einer Straftat nach § 316 StGB bzw. § 315 c I Nr. 1 a StGB mangels Kenntnis von der eigenen Alkoholisierung ohne Vorsatz handelte.

IV. Durch die Behauptung gegenüber dem Polizeibeamten, selbst gefahren zu sein, kann A sich aber nach § 145 d II Nr. 1 StGB (Vortäuschen einer Straftat) strafbar gemacht haben. 

1. Objektiver Tatbestand

a) A hat gegenüber dem Polizeibeamten und damit ausweislich von § 158 I StPO einer zur Entgegennahme von Anzeigen zuständigen Stelle
b) behauptet, selbst gefahren zu sein und damit den Verdacht von E bezüglich einer Straftat nach § 21 I Nr. 1 StVG abgelenkt, also an sich über ihre Beteiligung an der Straftat getäuscht. 

c) Da § 145 d StGB aber die staatlichen Ermittlungsbehörden vor unnützer Tätigkeit schützt, muss das Vortäuschen objektiv geeignet (und vom Täter darauf gerichtet) sein, die Verfolgungsorgane durch konkrete Hinweise zu Ermittlungsmaßnahmen in eine bestimmte falsche Richtung zu veranlassen; wer den Verdacht auf jemanden lenkt, in dessen Person eine rechtswidrige Straftat gerade nicht vorliegt, verwirklicht nicht den Tatbestand des § 145 d II Nr. 1 StGB (teleologische Tatbestandsreduktion; vgl. nur BGHSt. 19, 305 (307 f.) und Geppert, Jura 2000, 383 (384 f.)). Da A selbst § 21 I Nr. 1 StVG nicht begehen konnte, insoweit er über eine gültige Fahrerlaubnis verfügte, hat er keine überflüssigen Maßnahmen von  Ermittlungsbehörden diesbezüglich veranlasst.

2. Ergebnis: A hat sich nicht nach § 145 d II Nr. 1 StGB strafbar gemacht.

V. Eine Anstiftung zur falschen Verdächtigung (§§ 164 I, 26 StGB) scheitert am fehlenden Vorsatz hinsichtlich der eigenen Begehung einer Straftat, insoweit er sich selbst für fahrtüchtig hielt.

VI. Da A bei sich selbst von einer BAK von nur 0,3 ‰ ausging, fehlte ihm auch der Vorsatz auf die Begehung einer Ordnungswidrigkeit nach § 24 a I StVG, so dass er sich auch nicht nach §§ 164 II, 26 StGB (Anstiftung zur falschen Verdächtigung) strafbar gemacht hat.
VII. Durch die Aussage gegenüber dem Polizisten hat A mangels Vorsatz auf eine eigene Strafbarkeit durch das behauptete Fahren des Kfz durch E sich auch nicht nach §§ 145 d I Nr. 1, 26 StGB (Anstiftung zum Vortäuschen einer Straftat) strafbar gemacht.
VIII. Da A bei E bewusst durch sein Angebot, die Plätze zu tauschen, jedoch letztlich den Tatentschluss geweckt, dass sie als Unfallbeteiligte ohne Angabe ihrer Daten den Unfallort schließlich verlässt, hat er sich nach §§ 142 I Nr. 1, 26 StGB (Anstiftung zum unerlaubten Entfernen vom Unfallort) strafbar gemacht.

IX. Konkurrenzen und Ergebnis: Das vorsätzliche Gestatten des Fahrens ohne Fahrerlaubnis und die Anstiftung zum unerlaubten Entfernen vom Unfallort erfolgten durch zwei selbständige Handlungen und stehen daher in Tatmehrheit. A hat sich somit nach §§ 21 I Nr. 2 StVG; 142 I Nr. 1, 26; 53 I StGB strafbar gemacht.

Zweiter Handlungsabschnitt: Vor Gericht

Strafbarkeit der E

I. Indem E behauptet, P habe willkürlich Strafanzeige gegen sie gestellt und hierzu zum Beweis Fotos vorlegt, kann sie sich nach § 164 I StGB (Falsche Verdächtigung) strafbar gemacht haben.


1. Objektiver Tatbestand

a) Jedenfalls der im Prozess anwesende Staatsanwalt war ausweislich § 158 I StPO eine zur Entgegennahme von Anzeigen zuständige Stelle.

b) Ihr gegenüber hat E den P, einen anderen, 

c) behauptet, P habe sie zu Unrecht angezeigt und damit möglicherweise einer Straftat nach  § 344 I StGB (Verfolgung Unschuldiger) verdächtigt: P als Amtsträger nach § 11 I Nr. 2 a StGB war nach §§ 163 ff. StPO zur Mitwirkung an einem Strafverfahren berufen, der bei der unberechtigten Anzeige gegen E eine Unschuldige zu Unrecht verfolgt hätte, was er nach der Behauptung des E willkürlich und damit wider besseren Wissens getan hätte.   

d) Fraglich ist aber erneut, ob der Tatbestand insoweit einzuschränken ist, als E nur erreichen möchte, dass sie selbst nicht bestraft wird. Da niemand verpflichtet ist, sich selbst zu belasten (nemo tenetur se ipsum accusare), liegt im bloßen Bestreiten eines Tatvorwurfs keine Verdächtigung iSd § 164 I StGB. Anders ist es einzig, wenn er aktiv zum Nachteil eines anderen verfälscht und damit statt bloßem Selbstschutz eine neue Beweissituation herstellt und so den Verdacht auf einen Unbekannten lenkt (LK/Ruß, 11. Aufl., § 164 Rn. 6 und Sch/Schr/Lenckner, 27. Aufl. 2006, § 164 Rn. 5).

Hier hat E durch die Tatortfotos über ihre Einlassung im Strafverfahren hinaus zum Nachteil des P auf die Beweisaufnahme eingewirkt und damit den Bereich straflosen Selbstschutzes verlassen. Eine Tatbestandseinschränkung kommt daher nicht in Betracht.


2. Subjektiver Tatbestand

a) Da handelte hinsichtlich der rechtswidrigen Tat des P vorsätzlich, da sie wusste, dass er sie nicht zu Unrecht angezeigt hat.

b) Hinsichtlich der Beschuldigung wusste E, dass diese falsch war, handelte also wider besseren Wissens.

c) Da für die Absicht, ein behördliches Verfahren herbeizuführen, es genügt, wenn die Einleitung des Verfahrens eine notwendige Folge der Beschuldigung ist, lag diese bei E vor.


3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


4. Ergebnis: E hat sich nach § 164 I StGB strafbar gemacht.
II. Eine Strafbarkeit der E nach § 145 d I Nr. 1 StGB (Vortäuschen einer Straftat) durch ihre Behauptung einer willkürlichen Strafanzeige tritt aufgrund der Subsidiaritätsklausel hinter § 164 I StGB zurück.

III. Durch ihre bewusst wahrheitswidrige Tatsachenbehauptung gegenüber den in der Hauptverhandlung anwesenden Personen, P habe sie zu Unrecht angezeigt und so eine Straftat nach § 344 I StGB begangen, hat sie ihn bewusst in seiner Ehre verletzt und sich so nach § 187 StGB (Verleumdung) strafbar gemacht. Eine Rechtfertigung nach § 193 StGB (Wahrnehmung berechtigter Interessen) scheidet bei bewusster Verdächtigung eines anderen einer Straftat (bei der vorzunehmenden Interessenabwägung) aus.
IV. Konkurrenzen und Ergebnis: Die mit einer Handlung erfolgten Taten der falschen Verdächtigung und der Verleumdung stehen in Tateinheit. E hat sich (im zweiten Handlungsabschnitt) nach §§ 164 I, 187, 52 I StGB strafbar gemacht. 
